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Montreux Eine Frau ist bei einem
Zimmerbrand in Montreux VD
ums Leben gekommen. Feuer-
wehrleute fanden sie leblos im
Zimmer, nachdem ihnen der
Brand gemeldetwordenwar.Aus
demRaumdrang viel Rauch,wie
dieWaadtländer Kantonspolizei
gestern mitteilte. Ermittlungen
zum Vorfall laufen. Zudem hat
die zuständige Staatsanwalt-
schaft eine Strafuntersuchung
eröffnet. Die verstorbene Frau
wurde noch nicht formell iden-
tifiziert. (SDA)

Eine Frau stirbt
bei Zimmerbrand

Peter Nonnenmacher, London

Das Vereinigte Königreich sieht
sich mit immer neuen Aufmär-
schen rechtsradikaler Demons-
tranten, die in Ausschreitungen
enden, konfrontiert. Erst South-
port, dannAldershot,Hartlepool,
Manchester und London.

Mittlerweile fürchten immer
mehr englische Städte, dass ih-
nen in den nächsten Tagen und
Wochen Ähnliches bevorsteht.
«Schockierend» nannten Polizei-
beamte allein schon die Ereignis-
se im Londoner Regierungsvier-
telWhitehall,wo in derNacht auf
gestern über hundert Personen
verhaftet wurden. Diese waren
mit derParole «Genug ist genug»
vor der Downing Street und auf
Westminster Square mit Fla-
schen, Steinen undRauchfackeln
gegen die Polizei vorgegangen.
Und hatten dabei skandiert: «Wir
wollenunserLandwiederhaben!»

Sturmhauben und Kinder
In der nordostenglischen Hafen-
stadt Hartlepool wurden Beamte
von Hunderten Personen atta-
ckiert, die teils mit Pfählen und
Holzknüppeln bewaffnet waren.
EineMoscheewurde angegriffen,
zahlreiche Ladenfenster einge-
schlagen. Rufe wie «Rettet unse-
re Kinder!» waren immerwieder
zu hören. Die Unruhen hielten

mehrere Stunden an. In Alder-
shot, dem Stammsitz der briti-
schenArmee imWesten Londons,
kam es ebenfalls zu Zwischenfäl-
len. Und in Manchester mar-
schierten Anti-Einwanderer-
Gruppen, teils mit Sturmhauben
und mit Kindern im Schlepptau,
zu einem Hotel, in dem Asylbe-
werber untergebracht waren.

Bei denDemonstranten hand-
le es sich um «blindwütige Idio-
ten», wetterte der örtliche Stadt-
rat John Flanagan: «Wir dürfen
nicht zulassen, dass unser Land

und unsere Stadt inAnarchie ver-
sinken, die vom Wahnsinn auf
Social Media aufgerührt wird.»

ÄhnlicheVorwürfewaren auch
in Southport erhobenworden,wo
die Krawalle ihrenUrsprung hat-
ten. Dort hatte ein 17-Jähriger am
Montag bei einer Tanzveranstal-
tung für Kinder drei Mädchen im
Alter von 6, 7 und 9 Jahren mit
Messerstichen getötet und acht
weitere Kinderund zwei Erwach-
sene teils schwer verletzt.

Anlässlich derVorführung des
Verdächtigen gestern vorGericht

erlaubte der zuständige Richter
in Liverpool erstmals die Identi-
fizierung des 17-Jährigen – dies,
obwohl Axel Rudakubana, ein
in Wales aufgewachsener Sohn
ruandischer Eltern, erst nächste
Woche volljährig wird und Min-
derjährige nach englischemRecht
normalerweise nicht namentlich
genannt werden dürfen.

Vor allem, erklärte RichterAn-
drewMenary,wolle er damit ver-
hindern, dass Dritte weiter «Un-
heil anrichten» könnten, indem
sie «in einem Vakuum Desinfor-
mation verbreiten». Im Internet
waren nämlich schon kurz nach
derTat Falschmeldungen allerArt
lanciert und millionenfach wei-
tergegeben worden.

«Brutkästen für Hass»
Die amweitestenverbreiteteVer-
sion war, dass der 17-Jährige im
Vorjahr als «illegaler Migrant»
über denÄrmelkanal gekommen
undden britischenGeheimdiens-
ten als fanatischer Muslim be-
kannt sei. Vergebens appellierte
die Polizei an die Benutzer sozi-
aler Medien, solche Spekulatio-
nen zu unterlassen undvor allem
nicht Namen zu nennen, die of-
fenkundig falsch seien.

Rechtsradikale Gruppen wie
die English Defence League
(EDL), die Englische Verteidi-
gungsliga,mobilisierten aber auf

derBasis derOnline-Behauptun-
gen binnen 24 Stunden Hunder-
te von Immigrationsgegnern, die
sich umgehend auf denWegnach
Southportmachten, um«imPro-
test» die dortige Moschee zu be-
lagern und zu attackieren. Da-
nach kam es in den Strassen
Southports zu mehrstündigen
Zusammenstössen zwischen der
aufgebrachtenMenge undderan-
gerückten Polizei. 53 Beamte
wurdenverletzt, einige erheblich.

Mittlerweile denkt man in
London darüber nach, die Eng-
lish Defence League zuverbieten.
PremierministerKeir Starmerbe-
rief gestern angesichts der neu-
erlichen Krawalle ein Dutzend
hoher englischer Polizeichefs zu
einer Notstandssitzung ein. Es
handle sich hier «nicht um einen
Protest», erklärte Starmer, son-
dern um «einen Mob auf dem
Kriegspfad».

Immer lauter ist in den letzten
Tagen auch die Forderung gewor-
den, Soziale-Medien-Plattformen
wie Facebook, Twitter/X oder
Tiktok zu mehr Selbstkontrolle
zu zwingen. Man dürfe nicht er-
lauben, dass diese Plattformen
Verschwörungstheorien und
Hetzrhetorik verbreiteten und so
«als Brutkästen für Hass und
Falschinformation dienten», er-
klärten britische Politiker und
Kommentatoren besorgt.

«Das ist einMob auf demKriegspfad»
Grossbritannien Im Vereinigten Königreich kommt es an immer mehr Orten zu rechtsradikalen Aufmärschen
und blutigen Krawallen. Gestern berief Premier Starmer eine Notstandssitzungmit hohen Polizeichefs ein.

Auch in London kam es zu Krawallen. Foto: Jordan Pettitt (AP)

Tiere DiePinguine,
gemäss einer
eindrücklichenDoku
zumindest in freier
Wildbahnoffenbar
ziemlicheBiester,
zeigensich imZoo
vonKronberg
bei Frankfurt fast
schonunverschämt
lammfromm.Aber
keinWunder,werden
siedochgeradegefüttert
–gewissermassen
fliegend.Siebrauchen
dabei eigentlichnichts
weiterzu tun,als
denSchnabel zuöffnen.
Foto:Michael Probst (AP)

Warten, bis die gebratene Taube, Pardon, der Fisch ins Maul fliegt

Warum sollte sie ihn auch nicht
küssen, Frankreichs Sportminis-
terin? Schliesslich war sie be-
stimmt erleichtert,weil die olym-
pische Eröffnungsfeier so schön
war, trotz des starken Regens, da
hat sie ihn halt mal an sich her-
angezogen, ihren Präsidenten.
Céline Dionwar auch absolut er-
greifend, wie sie da irgendwo
die «Hymne à l’amour» sang.
«Solangemein Körper unter dei-
nen Händen bebt» sei eh alles
wurscht, heisst es in dem Lied.

Aber im digitalen Zeitalter, da ist
eben nichts mehr wurscht, und
deshalbwird,wenn auchmitVer-
spätung, nun überall der Kuss
analysiert, den Amélie Oudéa-
Castéra (verheiratet!) demPräsi-
denten Emmanuel Macron
(ebenfalls verheiratet!) gab.

Erinnerte ihre Körperhaltung
eher an Klimt? Oder an Rodin?
War Klebstoff im Einsatz? Bebte
irgendwo was, worüber sich die
katholische Kirche jetzt sorgen
muss?Hat Céline Dion anschlies-

send auchThomas Bach geküsst?
Jedenfallswar er doch recht «ouh
là là» (NTV), dieser Kuss zwi-
schen Macron und Oudéa-Cas-
téra, irgendwie auch «seltsam»
(«Madame Figaro»), aber «lei-
denschaftlich» («Midi Libre»).
Nur: «Brigitte Macron (71) hat
sich bisher nicht zu denAufnah-
men ihres Ehemannes geäus-
sert», weiss das «Gala»-Investi-
gativressort. Und jetzt?

Martin Zips

Ein Küsschen. Ein Kuss? Ein Kuss!
Bussi-Gate Ein Moment der Leidenschaft erhitzt in Frankreich die Gemüter.

«Ouh là là»: Sportministerin
küsst Präsident. Foto: EPA

Die beiden US-Hollywoodstars
Matt Damon (53, Bild) und Ben
Affleck (51) teilen die Erfahrung,
dass die Kinder flügge werden:
Dass ihre jeweils 18 Jahre alten
Töchter bald mit dem College
starteten, sei für beideVäter «bit-
tersüss», erzählte Damon dem
US-Portal «Access Hollywood».
«Wir sind so stolz auf diese
beiden jungen Frauen, sie sind
unglaublich.» Damon und seine
Frau Luciana Barroso haben ins-
gesamt drei Töchter. Die älteste,
Isabella, ist 18 Jahre alt. Afflecks

älteste Tochter Violet ist eben-
falls 18. Mit seiner Ex-Frau Jen-
nifer Garner hat er ausserdem
eine weitere Tochter und einen
Sohn. Seit 2022 ist er mit der
Sängerin Jennifer Lopez (55) ver-
heiratet. Die beiden Kindheits-
freunde Damon undAffleck hat-
ten 1998 einen Oscar für das
gemeinsame Drehbuch für den
Film «Good Will Hunting» ge-
wonnen. (DPA)

Nicola Peltz Beckham (29), US-
Schauspielerin und Ehefrau von
Beckham-Sohn Brooklyn,macht
den Coiffeur ihrer Hündin Nala
für deren Tod verantwortlich.
Wie das US-Magazin «People»
berichtet, hat sie in New York
Klage gegen den Salon Hound-
Spa eingereicht. Nach einem

Besuch dort sei ihre neunjähri-
ge Hündin «hyperventilierend»
zurückgekommen und wenige
Stunden später beimTierarzt ge-
storben, berichtet Peltz Beckham
auf Instagram. Dem «People»-
Magazin zufolge wirft sie dem
Hundecoiffeur vor, den Tod ih-
res Hundes durch «absichtliche
und böswillige Misshandlung»
verursacht zu haben. (red)

Foto: Invision, AP

Foto: Getty Images

Scheinwerfer

Innsbruck Im Mordprozess um
den Tod des sechsjährigen Leon
ist der angeklagte Vater freige-
sprochen worden. Die Geschwo-
renen am Landgericht Innsbruck
sahen es als nicht erwiesen an,
dass der 39-Jährige sein geistig
beeinträchtigtes Kind in einen
Fluss gestossen hat. Leon war
2022 bei einem Spaziergang mit
seinem Vater in St. Johann in Ti-
rol im Hochwasser eines Flusses
ertrunken. Der aus Deutschland
stammende Angeklagte hatte
stets seineUnschuld betont. (SDA)

Leon: Freispruch
für Angeklagten
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Katrin Hauser und
Oliver Sterchi

Eine neue Pflicht erhitzt die Ge-
müter in Basel: die Solarpflicht,
ausgearbeitet im Departement
von SP-Regierungsrat Kaspar
Sutter. In den nächsten fünfzehn
Jahren soll jeder Hausbesitzer
und jede Hausbesitzerin mit ge-
eignetemDach eine Fotovoltaik-
anlage installieren müssen. Wer
dieser Pflicht nicht nachkommt,
soll eineArt Strafgebühr, genannt
Ersatzabgabe, entrichten.

Dass der Basler Hauseigentü-
merverband, eine eherbürgerlich
gesinnte Institution, dagegen
Sturm laufen wird, war abzuse-
hen. Nun melden sich jedoch
auch auf linker Seite kritische
Stimmen zu Wort. Die SP-Grös-
sen Jörg Vitelli und René Brigger
sind,vorsichtig formuliert, skep-
tisch. Vitelli ist Präsident der
Wohnbaugenossenschaften
Nordwestschweiz, Brigger Vize-
präsident. «Wir sind grundsätz-
lich für die Solarpflicht, aber der
Vorschlag der Regierung ist zu
wenig durchdacht», sagt Vitelli.

Genossenschaften erwägen
Nein-Parole
Die Umsetzungsfrist ist ihnen zu
knapp bemessen: Sie solle von 15
auf 20 Jahre erhöht werden, for-
dert derVerband. FürHauseigen-
tümer, deren Hausdach erst vor
kurzem renoviertwurde und die
nun nachträglich eine Fotovolta-
ikanlage anbringen wollen res-
pektivemüssen, brauche es über-
dies zusätzliche finanzielle An-
reize, fordert Vitelli.

René Brigger ergänzt,Bauherr-
schaften bräuchten «eine gewisse
Freiheit». Er befürworte eine So-
larpflicht nur, wenn sie «mit Au-
genmass gehandhabt wird und
Ausnahmenmöglich sind».Wenn
eine Eigentümerin beispielsweise
glaubhaft Pläne präsentieren kön-
ne, wonach sie kurz nach Ablauf
der Frist eine Aufstockung oder
auch einen Abbruch mit Ersatz-
neubau plane, «macht es doch

keinen Sinn, wenn sie jetzt noch
rasch Solarpanels auf ihr Dach
baut, die sie danach sowiesowie-
der abbauen muss».

Insgesamt, so der Eindruck,
wünschen sich die Genossen-
schafter einen etwas weniger
ideologischen Ansatz und dafür
mehr praktische Lösungen.

So schweben dem Verband
etwa sogenannte «Portfolio-Lö-
sungen» vor, wie Vitelli erklärt:
«Gerade Genossenschaften be-
sitzen oft mehrere Häuser. Ein
Hausdach lässt vielleicht gross-
flächige Fotovoltaikanlagen zu,
ein anderes weniger oder gar
nicht. Am Ende sollte die effek-
tive Stromerzeugung addiert
werden, statt jede Liegenschaft
einzeln zu betrachten.» Eigentü-
mer, die die Installation nicht
selbst stemmen können, sollen
ihre Dächer stattdessen an Drit-
te vermieten können, die dort

Anlagen erstellen, so eineweite-
re Forderung.

Sollte die Vorlage der Regie-
rung unverändert bleiben, so
werde der Verband sich im Falle
einer Abstimmung höchstwahr-
scheinlich dagegen aussprechen,
meintVitelli. «Ich kannmirkaum
vorstellen, dasswir in diesemFall
eineMehrheit unsererMitglieder
von einem Ja überzeugen kön-
nen.» Der Verband repräsentiert
137 Wohngenossenschaften im
Kanton Basel-Stadt mit rund
13’000 Wohnungen, was einem
Wohnanteil von knapp 11 Prozent
entspricht. Vitelli glaubt auch
nicht, dass das Geschäft so an der
Urne Bestand hätte.

Der Basler Hauseigentümer-
verband hat bereits mit dem
Referendum gedroht. Der Hei-
matschutz und die Vereinigung
der Altstadthausbesitzer Domus
Antiqua Helvetica haben eben-

falls heftig auf die Solaroffen-
sive reagiert, da auch Schutz-
und Schonzonen betroffen
wären. Statt einer Bewilligungs-
pflicht soll dort neu eine Richtli-
nie gelten.

Brigger befürchtet, die Solar-
offensive könnte dadurch zum
Bürokratiemonsterverkommen–
unddas habe er seinemParteikol-
legen, SP-Regierungsrat Kaspar
Sutter, auch gesagt. «Ich habe ihn
vor dem, was jetzt kommt, ge-
warnt. Alle Schutzbehörden und
Player kriechen aus ihren Lö-
chern. Alle haben Angst.» Dabei
sei ihre Angst zuweilen übertrie-
ben. Die «antiken Hausbesitzer»
etwa, wie er den Verein Domus
Antiqua nicht ganz ernst gemeint
nennt,würden «garnichtwirklich
verstehen», umwas es gehe. «Die
Altstadthäuser in der Schutzzone
machen nur etwavier Prozent der
Gebäude im Kanton aus.»

Einen wesentlich grösseren An-
teil aber machen die Schonzone
und die Gebäude im Denkmal-
verzeichnis aus. Darunter fallen
auch grössere Siedlungen in den
Aussenquartieren.

«Auf diese Dächermüssen na-
türlich Solaranlagen vereinfacht
appliziertwerden können», sagt
Brigger.Da sei er «voll und ganz»
bei Sutter. «Viele Genossenschaf-
ten in der Schonzone könnten
dann endlich ihre Solarpläne
ohne Hilfe der Baurekurskom-
mission verwirklichen.»

Pragmatismus
versus Ideologie
Es zieht sich eine Art Schneise
durch die Basler SP: Auf der ei-
nen Seite stehen dieVertreter der
grossenWohngenossenschaften,
die sich mehr Pragmatismus
wünschen – und auf der ande-
ren Seite ein Regierungsrat, der
mit grösster Ambition das Ziel,
bis 2037 CO2-neutralwerden zu
müssen, verfolgt.

Und dann gibt es auch noch
gewichtige Stimmen innerhalb
der SP-Fraktion, die sich hinter
den Vorschlag von Sutter stellen.
Grossrat Daniel Sägesser etwa.
Seitens der Wohnbaugenossen-
schaften gebe es durchaus «be-
rechtigte Forderungen», sagt er.

Wenn es um die zentralen
Punkte geht, wird der SP-Gross-
rat dann allerdings doch zurück-
haltend.Zurgeforderten Fristver-
längerung auf 20 Jahremeint Sä-
gesser: «Ich fand die 15 Jahre
bislang immer sinnvoll.» Sollten
ihm im weiteren Verlauf der De-
batte «gute Argumente» für eine
Verlängerung unterkommen,ver-
schliesse er sich dem nicht.

Wesentlich skeptischer ist Sä-
gesser bei der vom Verband ge-
forderten «Portfolio-Lösung»:
«Das hat mich spontan nicht
überzeugt.»DerSP-Grossrat stört
sich daran, dass dadurch eine
«bestimmte Zielgruppe» –Eigen-
tümermitmehreren Liegenschaf-
ten – bevorteilt würde. «Daraus
ergäben sich Schlupflöcher bei

der allgemeinen Solarpflicht, das
fände ich schwierig.» Dasselbe
gelte beim Einkauf oder bei der
Beteiligung an fremdenAnlagen.
«Auch das würde eine Befreiung
von der Solarpflicht ergeben, das
wollen wir eben gerade nicht.»
Die Differenzen zu tendenziell
linkenVerbändenwie denWohn-
baugenossenschaftenwill Säges-
ser nicht überbewerten: «Wir be-
finden uns noch in einem sehr
frühen Stadium des Geschäfts,
es ist normal, dass die verschie-
denen Player ihre Standpunkte
und Interessen einzubringen
versuchen.»

Im Grundsatz sei man sich
schliesslich einig, vor allem bei
der Solarpflicht für bestehende
Bauten.

Alternativlos, aber bitte
nicht zu teuer
Und dann sind da auch noch lin-
ke Hauseigentümer, die wieder
eine andere Position beziehen,
wenn auch eine, die sehrviel nä-
her bei Sutter liegt als jene der
Genossenschaften. SP-Grossrä-
tin Christine Keller, dieMiteigen-
tümerin einesHauses ist, hält die
Solarpflicht für «alternativlos».
Wichtig sei ihr aber, dass «sie
auch für die Kleinen stemmbar
ist». Keller ist Mitglied bei Casa-
fair, der linken Alternative zum
Basler Hauseigentümerverband.

Der Verband begrüsst Sutters
Vorlage in den Grundzügen, be-
fürchtet aber, dass sie somanche
Eigentümerin finanziell unter
Druck setzenwird.Nicht alle hät-
ten genügend Mittel, um «Inves-
titionenvon derGrössenordnung
einer Fotovoltaikanlage zu täti-
gen», schreibt Chaim Howald,
Vorstandsmitglied bei Casafair
und ebenfalls SP-Mitglied. Gera-
de ältere Eigentümer, geschiede-
ne oder verwitwete Personen,
könnten oft nicht so viel investie-
ren,weil ihr gesamtesAlterskapi-
tal in der Immobilie gebunden sei.
Der Regierungsrat solle dafür
«geeignete Finanzierungsinstru-
mente» zur Verfügung stellen.

Skeptische Genossenschaften:
Solarpflicht spaltet Basler Linke
Kaspar Sutter in der Kritik Der Verband derWohnbaugenossenschaften Nordwestschweiz
hat gewichtige Vorbehalte. Es geht ein Graben durch die SP.

Folgen der Besetzung DieUniversi-
tät Basel hat entschieden,wie sie
auf dieUni-BesetzungenvomMai
reagiert. ZurErinnerung: Pro-Pa-
lästinenser besetzten zunächst
das Bernoullianum,dann fürkur-
ze Zeit die alte Gewerbeschule
und zum Schluss noch das Insti-
tut für Soziologie. Die Gruppe
Unibas4palestine forderte die
Unileitung unter anderem dazu
auf, die Zusammenarbeit mit
israelischen Institutionen zu be-
enden. Die Uni liess sich auf die
ForderungderDemonstrierenden
nicht ein und liess das Bernoul-
lianum und das Institut für So-
ziologie von der Polizei räumen.

Wie das Onlinemedium «Ba-
jour» diese Woche berichtete,
liess sich die Unileitung von der
Kantonspolizei Basel-Stadt die
Namen der Personen geben, die
das Institut fürSoziologie besetz-
ten. Die fraglichen Studierenden
sollen schriftlich verwarnt wer-

den. Die am Protest beteiligten
Uni-Mitarbeitenden erhalten in
einem persönlichen Gespräch
eine Verwarnung. Nicht-Studie-
rende sollen aufgefordert wer-
den, Stellung zu beziehen,und es
soll ein dreimonatiges Hausver-
bot an der Uni im Raum stehen,
schreibt das Onlinemedium. Be-
troffen seien 21 Personen.

In einerMedienmitteilung kri-
tisiert Unibas4palestine gestern
das Vorgehen der Uni Basel. Die
Gruppe bestätigt darin die Anga-
benvon «Bajour» – die Uni-Pres-
sestelle äusserte sich gegenüber
dieser Redaktion auf Anfrage al-
lerdings nicht zu denVerwarnun-
gen.DieUni habe dieVerwarnun-
gen mit dem Strafbestand des
Hausfriedensbruchs begründet,
schreibt die Gruppe. Sie stellt sich
aber auf den Standpunkt, dass
sich die Beteiligten zum Zeit-
punkt der Räumung auf öffentli-
chem Grund befanden. (and)

Universität Basel verwarnt
Mitarbeitende und Studierende

Das Kleinbasel hat die
buntesten Vögel dieser Stadt.

UND EBEN DAS MACHT
DIE MENSCHEN ÄÄNE
AM RHY SO
SYMPATHISCH.

Denken wir nur an den
Gryffe-Vogel.Was wäre
der Januar ohne seinen
gravitätischen Tanz.

Bei der heutigen
Freitags-Sprosse geht es
ebenfalls um zwei Basler Vögel.
Wir wissen nicht, welcher Art
sie sind. Zoologen werden
uns da weiterhelfen können.

Ornithologen noch besser.
Aber am besten können uns
Märchenerzähler etwas über
die beiden gefiederten
Schleckschnäbel flüstern.

Die Langschnäbel machen sich
gierig über einen Früchtekorb
her. Und gleich ein paar Hüpfer
weiter hoffen zwei sehr

menschenähnliche Affen,
dass vom grossen
Fresskorbsegen für sie
ebenfalls etwas abfällt.

Die meisten Passanten achten
der tierischen Szene am
Eckhaus gar nicht. Sie gehen
mit gebeugten Häuptern und
gesenktem Blick an der Pracht
vorbei. Ihre Augen sind aufs
Handy gerichtet. Da bekommen
Sprossenfans Vögel!

Und um unsere Sprossenvögel
gehts nun.

An welchem Kleinbasler
Eckhaus treffen wir sie in Stein
gehauen an der Fassade?

So viel sei verraten: Die eine
Hausseite geht in die
Kasernenstrasse. Von der
anderen Strasse suchen wir
den ersten Buchstaben.

UND DAS IST EIN: …

-minu
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Wo im Kleinbasel sind die gefiederten Schleckschnäbel
zu finden? Foto: Nicole Pont

Sommersprossen

Kaspar Sutter stösst mit seinen Solarplänen auch zur Linken auf Widerstand. Foto: Kostas Maros


